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Antwort 
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Stahiberg, Dr. Marx und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/3874 - 

betr. Verteidigungspoiitik 


Der Bundesminister der Verteidigung hat mit Schreiben vom 
26. September 1975 namens der Bundesregierung die Große 
Anfrage wie folgt beantwortet: 

Die Große Anfrage der Fraktion der CDU/CSU (Drucksache 
7/3874) gibt der Bundesregierung Gelegenheit, dem Deutschen 
Bundestag erneut ihre Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
darzustellen. Die Grundsätze dieser Politik, die in der Regie- 
rungserklärung vom 18. Mai 1974 enthalten sind, gelten unver- 
ändert fort. 

Das heißt: 

1. Das westliche Bündnis ist für unsere Sicherheit und die 
unserer Partner unerläßlich. 

2. Nur ein Gleichgewicht der Kräfte zwischen Ost und West 
sichert den Frieden. Dazu muß in Europa ein ausreichendes 
Gegengewicht zum militärischen Potential des Warschauer 
Paktes erhalten bleiben. Die Bundesrepublik Deutschland 
trägt durch ihre Mitarbeit im Bündnis und ihre Streitkräfte 
zur Erhaltung des Gleichgewichts bei. 

3. Die substantiell ungeschmälerte Präsenz der Vereinigten 
Staaten in Europa ist politisch und militärisch dringend 
erforderlich, übereinstimmende sicherheitspolitische Inter- 
essen bestimmen das europäisch-amerikanische Verhältnis. 

4. Die europäischen Bündnispartner stärken durch enge mili- 
tärische Zusammenarbeit und verbesserte konventionelle 
Streitkräfte die gemeinsame Verteidigung. 

5. Die Bundesregierung erhält und verbessert die Kampfkraft 
der Bundeswehr durch Umstrukturierung und Modernisie- 
rung. 
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6. Die Bundesregierung setzt - zusammen mit ihren Verbün- 
deten - ihre Politik, zu Rüstungskontrolle und Rüstungsver- 
minderung zu gelangen, fort. Diese Politik ist nur auf der 
Grundlage solider Verteidigung und unverminderter Sicher- 
heit möglich. 

Die Sicherheits- und Entspannungspolitik der Bundesregierung 
dient dem Frieden, der Unabhängigkeit unseres Landes und 
der Freiheit seiner Bürger. Sie ist Teil einer Politik, die dazu 
beiträgt, gute Beziehungen zwischen den Nationen zu ent- 
wickeln und zu erhalten und durch internationale Zusammen- 
arbeit die wirtschaftlichen, sozialen und humanitären Probleme 
abzubauen. 

Unsere aktive Mitarbeit bei der Konferenz für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa und unsere Bemühungen um beider- 
seitige und ausgewogene Truppenreduzierungen in Mittel- 
europa sind ein Teil dieser Friedenspolitik. 


Die Lage 

1. Wie sieht das militärische Kräfteverhältnis zwischen NATO 
und Warschauer Pakt in Nord-, Mittel- und Südosteuropa aus? 
Trifft es zu, daß nach der Invasion in die Tschechoslowakei 
1968 fünf sowjetische Kampfdivisionen im Lande verblieben 
sind, die zusammen mit taktischen Unterstützungsverbänden 
eine zusätzliche Gruppe gegenüber dem NATO-Bereich Europa- 
Mitte bilden, die vorher nicht existiert hatten? 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß im Zuge der Um- 
rüstung der Gruppen sowjetischer Truppen in Deutschland 
- auf neue Panzermodelle von 1968 bis 1973 - 1500 Panzer, 
ohne Abzug der älteren Modelle, zusätzlich zugeführt wurden, 
daß zur Verstärkung der Artillerie im gleichen Zeitraum die 
gezählten Rohre in den Divisionen nahezu verdoppelt wurden; 
daß die Kampftruppen in großer Zahl Vollketten-Schützenpanzer 
erhielten, daß der Verfügungsbestand der Flugzeuge quantitativ 
und qualitativ erheblich verstärkt und somit insgesamt die 
Offensivkapazität des Warschauer Pakts wesentlich ausgebaut 
wurde? 

2. In welchem Umfang sind die Verbände der NATO und des 
Warschauer Pakts in Mitteleuropa präsent? Wie schnell und in 
welchem Ausmaß können diese Kräfte auf beiden Seiten in 
einem Spannungs- und Konfliktfall verstärkt werden? Trifft es 
zu, daß die Sowjetunion in den letzten Jahren besonders die 
Angriffsfähigkeit ihrer Truppen aus dem Stand in Mitteleuropa 
verbessert hat? Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung dar- 
aus und vor allem für die politischen und militärischen Vor- 
warnzeiten? 

3. Wie beurteilt die Bundesregierung die sowjetischen Seestreit- 
kräfte und ihre weltweiten OperationsmÖqlichkeiten für die 
Sicherheitslage Europas auch unter Auswertung der auf allen 
Weltmeeren gleichzeitig durchgeführten zentral befehligten 
Manöver „OKEAN 1975" der sowjetischen Kriegsflotte? 

4. Wie beurteilt die Bundesregierung angesichts dieser Kräftever- 
hältnisse die politisch-militärische Lage? Teilt sie unsere Auf- 
fassung, daß hinter der weit über eigene Verteidigungsbedürf- 
nisse hinausgehenden Aufrüstung der UdSSR offensive poli- 
tische und militärische Zielsetzungen stehen und daß davon 
erhebliche Gefahren für den Frieden, die Unabhängigkeit, die 
Handlungsfähigkeit der Staaten Westeuropas ausgehen? 
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5. Wie haben sich 

a) die Verteidigungsausgaben insgesamt, 

b) die Ausgaben für Personal, 
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c) die Ausgaben für Material, Beschaffung und Erhaltung und 

d) die Ausgaben für Forschung und Entwicklung der Länder der 
NATO und des Warschauer Pakts seit 1968 nominell und real 
entwickelt? 

6. Wie beurteilt die Bundesregierung die künftige Entwicklung 
des Kräfteverhältnisses unter Berücksichtigung der steigenden 
Verteidigungsaufwendungen des Warschauer Pakts und der 
sinkenden Verteidigungsanstrengungen in der NATO? Was 
will die Bundesregierung selbst, und was soll die NATO unter- 
nehmen, um der wachsenden Bedrohung Herr zu werden und 
auch künftig eine wirksame Abschreckung und Verteidigung 
sicherzustellen? 

Kräfteverhältnis 

Die Sicherheitslage, das strategische Kräfteverhältnis und das 
Kräfteverhältnis in Europa sind im „Weißbuch 1973/1974 zur 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland und zur Entwicklung 
der Bundeswehr" ausführlich dargestellt. 

Die nuklear-strategische Parität zwischen Ost und West hat 
sich nicht verändert. Die Sowjetunion hat zwar den quanti- 
tativen und auf Teilgebieten auch den qualitativen Vorsprung 
der USA inzwischen aufgeholt, aber die USA sind entschlossen, 
ihren generellen qualitativen Vorsprung zu halten. 

Die Fähigkeit beider Seiten zum Zweitschlag, also zum Vergel- 
tungsschlag nach nuklearem Angriff, besteht fort. 

Die Sowjetunion hat ihre Seestreitkräfte inzwischen zu einem 
Instrument entwickelt, das sie - wie das Frühjahrsmanöver 
OKEAN 75 gezeigt hat - zu zentral geführten weltweiten Ope- 
rationen befähigt. Sie haL auf diesem Gebiet mit den Vereinig- 
ten Staaten gleichgezogen. In der Zahl der Schiffe hat der War- 
schauer Pakt die NATO noch nicht erreicht, er ist aber auch 
nicht wie die Staaten der NATO auf sichere Verbindungs- 
linien über See angewiesen. Die sowjetischen Schiffe sind im 
Durchschnitt jünger als die Schiffe der NATO-Staaten und mit 
modernen Flugkörpersystemen ausgestattet. Für die Sowjet- 
union nachteilig bleibt ihre seestrategisch ungünstige Lage. 

Der Verteidigungsausschuß des Deutschen Bundestages wird 
über das sowjetische Manöver OKEAN 75 im einzelnen unter- 
richtet werden. 

In Europa haben Veränderungen bei den konventionellen 
Streitkräften das bisherige relative konventionelle Gleichge- 
wicht nicht grundsätzlich verschoben. 

In Nordeuropa besteht das für die NATO ungünstige Kräfte- 
verhältnis bei den Landstreitkräften fort. Das Verhältnis zwi- 
schen den Luftstreitkräften ist annähernd ausgeglichen. 

An der europäischen Südflanke der NATO wird das der Zahl 
nach bisher noch ausgewogene Verhältnis der Landstreitkräfte 
durch die Absicht der italienischen Regierung gefährdet, in den 
kommenden Jahren die Anzahl der italienischen Divisionen zu 
verringern. Die Konsequenzen des Ausscheidens Griechenlands 
aus der NATO-Integration und der Aufkündigung amerikani- 
scher Basen in der Türkei sind noch nicht zu übersehen. An 
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Luftstreitkräften ist der Warschauer Pakt überlegen. Bei den 
Seestreitkräften verhilft die 6. Flotte der westlichen Seite zu 
einem ausgewogenen Verhältnis. 

In Mitteleuropa ist bei den Land-, Luft- und Seestreitkräften 
bereits seit Jahren auf beiden Seiten die Anzahl der Verbände 
unverändert geblieben. Jedoch hat der Warschauer Pakt die 
Kampfkraft seiner Truppen verstärkt. Die 1968 aus der Sowjet- 
union in die Tschechoslowakei verlegten fünf sowjetischen 
Divisionen sind weiterhin dort stationiert. 

Mit der Umrüstung der sowjetischen Truppen in der DDR auf 
moderne Panzertypen und dem Verbleib der alten Typen dort 
hat die Gesamtzahl der Kampfpanzer um rund 2000 zugenom- 
men. Die Zahl der Artilleriegeschütze wuchs um mehr als 
50 Prozent. Vor zwei Jahren begann die Umrüstung der 
Kampftruppen auf moderne Vollketten-Schützenpanzer. Die 
Mehrzahl der motorisierten Schützenverbände ist jedoch noch 
auf die älteren Rad-Schützenpanzer angewiesen. 

Die Zahl an Kampfflugzeugen des Warschauer Paktes ist seit 
Jahren im wesentlichen unverändert. Sie ist fast doppelt so 
hoch wie die der NATO. 

Die westliche Seite hat ihre Panzerabwehr und Luftabwehr 
wesentlich verbessert. Die Zahl der Kampfverbände wird um 
zwei amerikanische Brigaden erhöht. 

Die in Mitteleuropa stationierten Truppen beider Seiten sind 
voll präsent. Durch Mobilisierung und Zuführung von Verstär- 
kungen können die NATO und der Warschauer Pakt die Zahl 
ihrer präsenten Divisionen erhöhen, wobei die deutliche Über- 
legenheit des Warschauer Paktes erhalten bleibt. Auch die 
Luftstreitkräfte können kurzfristig verstärkt werden. Einzel- 
heiten können auf Wunsch dem Verteidigungsausschuß mitge- 
teilt werden. 

An der seit langer Zeit bestehenden Fähigkeit des Warschauer 
Paktes, ohne ins Gewicht fallende Vorbereitungszeit militäri- 
sche Operationen mit begrenztem Ziel zu führen, hat sich 
nichts geändert. Darüber hinausgehende Aggressionen erfor- 
dern Vorbereitungen, die der NATO eine militärische Vorwarn- 
zeit geben. Sie muß in einem gegebenen Fall durch die politi- 
schen Entscheidungsträger und die militärischen Oberbefehls- 
haber entschlossen zur Verteidigungsvorbereitung genutzt 
werden. 

Wahrscheinlich würde einer Aggression auch längerfristig eine 
Verschlechterung des politischen Klimas voransgehen, aus der 
entsprechende Überlegungen abgeleitet werden könnten. 

Das militärische Potential des Warschauer Paktes übersteigt 
seine Verteidigungsbedürfnisse. Dennoch ist die Bundesregie- 
rung der Auffassung, daß sich aus der gegenwärtigen Situation 
keine unmittelbaren militärischen und politischen Gefahren für 
den Westen ergeben. Es bleibt aber notwendig, daß das NATO- 
Bündnis seine Verteidigungsfähigkeit und seine Verteidigungs- 
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bereitschaft aufrechterhält. Gerade hierin liegt auch eine Vor- 
aussetzung für die von der Bundesregierung verfolgte Politik 
der Entspannung unter Aufrechterhaltung der Sicherheit. 

Finanzielle Aufwendungen 

Gegenüberstellungen der Finanzaufwendungen der NATO-Län- 
der mit denen der Staaten des Warschauer Paktes für ihre Streit- 
kräfte sind sehr problematisch. Es gibt vieles, was einen echten 
Vergleich behindert, weil viele Tatbestände und Daten sich 
nicht gleichnamig machen lassen. Dazu kommt, daß in den 
Staatshaushalten der Warschauer Pakt-Staaten nur ein Teil der 
Aufwendungen ausgewiesen wird, und zwar in einer Summe 
und ohne weitere Aufgliederung. Die Problematik der offiziel- 
len Wechselkurse und der tatsächlichen Kaufkraft erschwert den 
Vergleich weiter. 


Das Bündnis 


7. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Sicherheit 
der freien Staaten des Westens neben dem wachsenden Un- 
gleichgewicht der militärischen Kräfte in zunehmendem Maße 
durch energie- und wirtschaftspolitische Probleme bedroht wird, 
und welche konkreten Vorschläge zur Abhilfe will die Bundes- 
regierung unterbreiten? 

8. Wie bewertet die Bundesregierung die gegenwärtige Gesamt- 
lage der NATO, und wie soll nach ihrer Auffassung das Bünd- 
nis den geänderten politisch-strategischen Bedingungen ange- 
paßt und weiterentwickelt werden? 

9. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung den strategisch- 
nuklearen, den taktisch-nuklearen und den konventionellen 
Waffen im Rahmen der Doktrin der „flexible response"' zu? 
In welchem Ausmaß beeinflussen Fortschritte in der Rüstungs- 
technologie die strategische Konzeption des Bündnisses? 

10. Was kann geschehen, um die Bemühungen um Rationalisierung 
und Standardisierung der Ausrüstung und um Vereinheit- 
lichung der taktisch-operativen Konzepte im Rahmen der 
Allianz und besonders der europäischen“ Staaten zu beschleu- 
nigen? Welche konkreten Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, um dem durch mangelhafte Abstimmung verursachten 
jährlichen Verlust von Milliardenbeträgen für Forschung und 
Entwicklung von Waffen und Gerät ein Ende zu bereiten? 

11. Welche Bedeutung hat der Mittelmeerraum für das nordatlan- 
tische Verteidigungsbündnis? Wie beurteilt die Bundesregie- 
rung die Folgen des Zypern-Konflikts sowie des Rückzugs 
Griechenlands aus der militärischen Integration des Bündnisses 
für die strategische Lage der Allianz an ihrer Südflanke? 

Wie bewertet sie den Abbau britischer Verteidigungsleistun- 
gen im Mittelmeerraum? Welche Wege sieht die Bundes- 
regierung, die entstandenen Lücken zu schließen? Welche Vor- 
schläge hat sie gemacht? Welche Überlegungen sprechen für 
die Einbeziehung Spaniens in die Verteidigungsplanung der 
NATO, und in welcher Form könnte eine solche Zusammen- 
arbeit mit Spanien nach Meinung der Bundesregierung geregelt 
werden? Was muß nach Auffassung der Bundesregierung ins- 
gesamt geschehen, um die politisch-militärische Situation im 
Mittelmeerraum und an der Südflanke des Bündnisses zu ver- 
bessern und die Krisenherde zu bereinigen? 

12. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung für die Ein- 
beziehung der Verteidigung in den Prozeß der europäischen 
Einigung? Teilt die Bundesregierung unsere Auffassung, daß 
trotz der bestehenden Schwierigkeiten alles unternommen 
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werden muß, um zu einer verbesserten europäischen Verteidi- 
gungszusammenarbeit zu gelangen? Und welche konkreten 
Schrittö hat die Bundesregierung bejahendenfalls eingeleitet? 
Hält die Bundesregierung die Gründung eines europäischen 
Instituts für Fragen der Strategie, der Sicherheitspolitik und 
Verteidigungspolitik für sinnvoll? 

13. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung zur Verstär- 
kung der deutsch-französischen verteidigungspolitischen Zusam- 
menarbeit? Besteht die Ansicht, Vereinbarungen mit Frank- 
reich für eine gemeinsame Verteidigungsplanung im Hinblick 
auf den Einsatz der in Ostfrankreich stationierten „Pluton"- 
Raketen zu treffen? 


Das Verteidigungskonzept der NATO 

Das Verteidigungskonzept der NATO hat unverändert Gültig- 
keit. Dies ist zuletzt in diesem Frühjahr bei der Formulierung 
der Ministerweisung für die NATO-Planung der Jahre 1977 bis 
1982 bestätigt worden. 

Die Wirksamkeit dieses Konzepts hängt von der Ausgewogen- 
heit seiner drei Elemente - konventionelle, taktisch-nukleare 
und strategisch-nukleare Kräfte - ab. Keines dieser Elemente 
ist durch ein anderes ersetzbar. Die NATO muß über die 
Fähigkeit verfügen, auf jeder Ebene der Aggression abzu- 
schrecken und, falls erforderlich, wirkungsvoll verteidigen zu 
können. Dies erfordert, besonders im Sinne der Vornevertei- 
digung, ausreichend starke konventionelle Kräfte. Die Bundes- 
regierung unterstützt daher alle Maßnahmen, die geeignet sind, 
die konventionelle Verteidigungsfähigkeit der NATO zu erhal- 
ten und zu verbessern. In diesem Licht sind die neue Wehr- 
struktur und die Modernisierung wesentlicher Waffensysteme 
der Bundeswehr sowie auch die Zuführung zweier weiterer 
US-Brigaden nach Mitteleuropa zu sehen. 

Die taktisch-nuklearen Waffen konfrontieren als Bindeglied 
zwischen den konventionellen und strategischen Kräften einen 
Angreifer mit einem für ihn untragbaren Risiko. Die vorge- 
sehene Modernisierung dieser Waffen ermöglicht abgestufte 
Optionen. Dies ist im Sinne der NATO-Strategie. Die Bundes- 
republik Deutschland leistet ihren Beitrag durch Bereitstellung 
von nuklearen Trägermitteln und durch ihre Mitarbeit in der 
Nuklearen Planungsgruppe der NATO. Dies ermöglicht es, die 
deutschen Interessen innerhalb der Allianz wirkungsvoll zur 
Geltung zu bringen. 

Wichtiges Element des Abschreckungspotenlials der NATO 
sind die strategisch-nuklearen Kräfte. Die Modernisierung der 
strategischen Waffen sowie die Entwicklung von selektiven 
strategischen Optionen unterstreichen den Willen der USA, 
diesen Teil der Abschreckung glaubwürdig zu erhalten. 

Neue Waffentechnologien werden nach heutigen Erkenntnissen 
die NATO-Strategie nicht grundsätzlich verändern, dagegen 
können sie die Möglichkeiten flexibler Reaktionen erweitern. 

Der politische Zustand des Bündnisses 

Das Atlantische Bündnis hat sich bewährt. Dies darf aber den 
Blick für die derzeitigen Probleme der Allianz im politischen, 
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im wirtschaftlichen und im militärischen Bereich nicht verstel- 
len. Diese Probleme, die sich weitgehend außerhalb des Ver- 
antwortungsbereichs und der Einflußmöglichkeiten der Bundes- 
republik Deutschland entwickelt haben, sind ernst zu nehmen. 

Der Zypernkonflikt belastet nicht nur das Verhältnis zwischen 
Griechenland und der Türkei. Er birgt auch Gefahren für die 
militärisch-strategische Position der NATO im Mittelmeerraum. 
Der angekündigte Austritt Griechenlands aus der militärischen 
Integration und die Kündigung der US-Stützpunkte in der 
Türkei bedeuten weitere Unsicherheitsfaktoren. In den bevor- 
stehenden Verhandlungen zwischen der NATO und Griechen- 
land über die weitere militärische Zusammenarbeit und zwi- 
schen den USA und der Türkei über die Stützpunktfrage wird 
der Versuch unternommen, Lösungen zu finden, die die stra- 
tegische Lage der Allianz an ihrer Südflanke nicht nachteilig 
verändern. 

Großbritannien bleibt trotz der beschlossenen Reduzierung 
seiner Streitkräfte im Mittelmeer präsent und wird weiterhin 
an NATO-Manövern teilnehmen. 

Die französische Entscheidung, im Mittelmeer ihre Marine 
erheblich zu verstärken, trägt zu einer wertvollen Verstärkung 
der westlichen Streitkräfte bei, auch wenn die französische 
Marine nicht integriert ist. 

Insgesamt birgt die politische Lage im Mittelmeerraum Gefah- 
ren für die westliche Sicherheit. Die Verbündeten müssen 
bereit sein, in ihren Kräften stehende Maßnahm.en zu ergreifen, 
die zu einer Stabilisierung der politischen, wirtschaftlichen und 
militärischen Verhältnisse in diesem Raum beitragen können. 

Die Bundesregierung wird ihre Politik der Ausgewogenheit im 
Zypernkonflikt und der wirtschaftlichen und militärischen Hilfe 
an Griechenland und die Türkei fortsetzen. Sie wird ihren Ein- 
fluß geltend machen, um eine Verstärkung der Verteidigung 
der Südflanke zu erreichen und entsprechende Maßnahmen im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten unterstützen. 

Die Sicherheit der freien Staaten des Westens wird durch wirt- 
schaftliche Schwierigkeiten beeinflußt, die zu einer Einschrän- 
kung der Verteidigungsfähigkeit führen können. Soziale und 
politische Instabilität vermag die innere Sicherheit zu gefähr- 
den. Auf diese Zusammenhänge hat der Bundeskanzler auf der 
NATO-Gipfelkonferenz am 30. Mai dieses Jahres erneut hin- 
gewiesen. 

Darüber hinaus birgt auch die Abhängigkeit von Energie- und 
Rohstoffeinfuhren aus Drittländern Gefahren für die Sicherheit 
der europäischen NATO-Staaten. 

Wirtschaftliche Stabilität wie auch eine gesicherte Energie- und 
Rohstoffversorgung sind somit wesentliche Faktoren für die 
innere und äußere Sicherheit. 

Die Bundesregierung unterstützt koordinierte Anstrengungen 
der westlichen Industrieländer zur Lösung dieser Probleme. 
Ihr Leitbild ist dabei Kooperation und Interessenausgleich mit 
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den Entwicklungsländern. Sie hat wiederholt konkrete Vor- 
schläge unterbreitet, zuletzt auf der 7. Sondergeneralversamm- 
lung der Vereinten Nationen. 

Mit ihrer Energiepolitik trägt die Bundesregierung der ver- 
änderten Ausgangslage auf den Energiemärkten Rechnung. Sie 
unterstützt die Erarbeitung einer gemeinsamen Energiepolitik 
in der EG, die Einnahme gemeinsamer Standpunkte der EG- 
Länder im Rahmen des Dialogs mit den Entwicklungsländern 
über Energie-, Rohstoff- und Entwicklungsfragen, und sie hat 
an der Ausarbeitung des Internationalen Energieprogramms 
und der Gründung der Internationalen Energieagentur im Rah- 
men der OECD mitgewirkt. 

Zusammenarbeit im Bündnis 

Die wirtschaftliche Entwicklung hat die seit Jahren innerhalb 
der NATO laufenden Bemühungen um Rationalisierung, Stan- 
dardisierung und Vereinheitlichung taktisch-operativer Kon- 
zepte intensiviert. Ziel aller Bemühungen ist eine effektivere 
Nutzung der vorhandenen Mittel und eine Verbesserung der 
konventionellen Verteidigungsfähigkeit des Bündnisses. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat auf dem Gebiet der ge- 
meinsamen Entwicklung, Produktion und Beschaffung von* 
Wehrmaterial die Zusammenarbeit zwischen den NATO-Part- 
nern besonders gefördert. 

Dies hat dazu geführt, daß fast sämtliche bedeutenden Waffen- 
systeme für die Bundeswehr in bi- oder multilateraler Zusam- 
menarbeit entstehen und weit über 50 v. H. unserer Forschungs- 
und Entwicklungsmittel für international getragene Projekte 
verwendet werden. 

Die Bundesregierung hat die bisherige Rüstungszusammen- 
arbeit in der EUROGROUP gefördert. Diese Art der Zusammen- 
arbeit reicht in der Zukunft jedoch nicht aus. Ziel ist es, For- 
schung, Entwicklung und Einführung von Wehrmaterial mit- 
einander abzustimmen. Nur so können entscheidende Kosten- 
einsparungen erzielt werden. Bei der Beschaffung von ameri- 
kanischen und europäischen Rüstungsgütern ist ein ausgewo- 
genes Verhältnis anzustreben. Gleichzeitig muß ein Verfahren 
der Rüstungszusammenarbeit innerhalb Europas und mit den 
USA entwickelt werden, das nicht nur einzelne Projekte, son- 
dern ganze Programme koordiniert, um langfristig eine gleich- 
mäßige Auslastung der vorhandenen Industrien, Sicherung der 
Arbeitsplätze und Erhaltung bzw. Erweiterung des technischen 
Know-how zu gewährleisten. 

Rationalisierung und Standardisierung sind langfristige Vor- 
gänge. Maßnahmen von heute werden erst in den 80er Jahren 
eine spürbare Entlastung bringen. 

Europäische Verteidigungszusammenarbeit 

Fortschritte auf dem Wege zur europäischen Einigung und die 
damit verbundene Entwicklung einer gemeinsamen europäi- 
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sehen Außenpolitik bleiben ohne das Einbeziehen europäischer 
Sicherheits- und Verteidigungsaspekte unvollkommen. 

Auf absehbare Zeit ist die Sicherheit Westeuropas jedoch nur 
durch die Atlantische Allianz gewährleistet. Eine europäische 
Verteidigung kann deshalb nur als europäische Säule innerhalb 
des Bündnisses aufgebaut werden. 

Es darf nichts unversucht bleiben, was zu Fortschritten in einer 
europäischen Verteidigungszusammenarbeit führen kann. Zur 
Zeit geschieht dies auf vielfältige bi- und multilaterale Weise, 
vor allem in der EUROGROUP, an deren Arbeit sich die Bundes- 
republik Deutschland aktiv beteiligt. 

Die Bundesregierung befürwortet grundsätzlich ein europäisches 
Institut für Fragen der Strategie, der Sicherheits- und Verteidi- 
gungspoiitik. Sie ist jedoch der Ansicht, daß ein solches Insti- 
tut ~ neben den bereits bestehenden Instituten in Europa - erst 
dann Nutzen verspricht, wenn es im Zusammenhang mit dem 
Aufbau einer europäischen, verteidigungspolitischen Zusam- 
menarbeit aufgebaut und dann von den europäischen Staaten 
gemeinsam finanziert wird. Angesichts der gegenwärtigen 
konzeptionellen, organisatorischen und finanziellen Schwierig- 
keiten erscheint der Aufbau eines solchen Instituts problema- 
tisch und verfrüht. 

Deutsch-französische verteidigungspolitische Zusammenarbeit 

Grundlagen der deutsch-französischen Beziehungen im Sicher- 
heits- und Verteidigungsbereich sind der deutsch-französische 
Vertrag von 1963 und das 1966 abgeschlossene deutsch- 
französische Regierungsabkommen zur Stationierung der fran- 
zösichen Streitkräfte in Deutschland. 

Die Zusammenarbeit mit Frankreich ist eng und vielgestaltig. 
Sie wird gewährleistet durch regelmäßigen Meinungsaustausch 
auf Gipfelebene und ständigen Kontakt der Verteidigungsmini- 
ster, durch regelmäßige Generalstabsbesprechungen, Austausch 
von Einheiten, gegenseitige Lehrgangsbeschickung, gemeinsame 
Übungen und Patenschaften zwischen deutschen und französi- 
schen Truppenteilen. 

Frankreich ist für die Bundesrepublik Deutschland der wich- 
tigste Rüstungspartner nach den USA. Bei der gemeinsamen 
Waffenentwicklung steht Frankreich an erster Stelle vor allen 
Verbündeten. 

Die derzeitigen Möglichkeiten für die bilaterale Verteidigungs- 
zusammenarbeit werden voll ausgeschöpft. Die Bundesregierung 
verfolgt mit Interesse die verteidigungspolitische Diskussion 
in Frankreich und bemüht sich darum, im sicherheitspolitisch- 
konzeptionellen Bereich zu einer weiteren Annäherung zu kom- 
men. 
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Verständnis für die Landesverteidigung 

14. Was will die Bundesregierung tun, um das Verständnis für 
verteidigungspolitische Zusammenhänge in der Bevölkerung 
zu wecken und den Selbstbehauptungswillen sowie die Ver- 
teidigungsbereitschaft bei den Bürgern der Bundesrepublik 
Deutschland wachzuhalten? 


Wirksame Verteidigung setzt Selbstbehauptungswillen und 
Verteidigungsbereitschaft der Bürger voraus. Bei der großen 
Mehrzahl der Bürger ist das Verständnis für verteidigungs- 
politische Zusammenhänge vorhanden. 

Die Bundesregierung wird ihre Bemühungen fortsetzen, das 
Verständnis für die Landesverteidigung zu fördern. Die Erläu- 
terung des Verfassungsauftrages der Bundeswehr bleibt die 
Hauptaufgabe der entsprechenden Öffentlichkeitsarbeit. Die 
Streitkräfte der Bundesrepublik Deutschland dienen gemäß 
Artikel 87 a des Grundgesetzes ausschließlich der Verteidigung. 
Die Beschränkung auf die Verteidigung ist die verfassungs- 
rechtlich gebotene Ergänzung zu dem in Artikel 26 Absatz 1 
des Grundgesetzes ausgesprochenen Verbot der Vorbereitung 
eines Angriffskrieges. Diesen Verfassungsgrundsätzen entspricht 
die Struktur der Streitkräfte; Ausbildung und Ausrüstung der 
Bundeswehr orientieren sich ausschließlich daran. 

Jüngste Umfrageergebnisse haben gezeigt, daß die richtige 
Erklärung des Verfassungsauftrages der Bundeswehr in der 
Bevölkerung verstanden wird. Die Bundeswehr wird heute 
von drei Vierteln der Bevölkerung für sehr wichtig oder für 
wichtig gehalten. Eine solche überzeugende Mehrheit für die 
Aufgabe der Bundeswehr hat es zuvor noch nicht gegeben. 

Die Bundesregierung wird im Januar 1976 ihre Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik erneut in einem Weißbuch im Gesamt- 
zusammenhang darstellen. 
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